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Sehr geehrte Damen und Herren,

nachfolgend geben wir Ihnen einen kurzen Überblick über die Entwicklung und den 
aktuellen Stand über eine mögliche Rückzahlung von Corona-Soforthilfen bzw. Zu-
schüssen.

Grundsätzlich gilt, dass es sich bei den Soforthilfen vom Bund und den Ländern um 
Billigkeitsleistungen handelt, die nicht zurückgezahlt werden müssen, vorausgesetzt, 
die Antragstellung und Verwendung sind rechtmäßig erfolgt.

Ist Corona-Soforthilfe in Anspruch genommen worden, besteht grundsätzlich die Ver-
pflichtung, den Anteil der Soforthilfe zurückzuzahlen, der über den tatsächlichen Li-
quiditätsbedarf im Förderzeitraum hinausging. 

Bezüglich der Abfrage einer möglichen Rückzahlungsverpflichtung hat beispielsweise 
das Land NRW bereits Ende Juni ein sogenanntes Abrechnungsverfahren gestartet – 
Versendung via E-Mail – und die Soforthilfebegünstigten aufgefordert, ihren Liquidi-
tätsengpass darzustellen. Dieses Abrechnungsverfahren ist jedoch bereits Mitte Juli 
unterbrochen worden, da sich offenbar einige der Abrechnungsvorgaben als proble-
matisch dargestellt haben. Der Bund hatte nunmehr alle Länder aufgefordert, zum Ab-
rechnungsverfahren Stellung zu nehmen.

Nach aktuellen Informationen des Bundes der Steuerzahler NRW hat z. B. das Land 
NRW nach einer Nachbesserung des Abrechnungsverfahrens die Wiederaufnahme an-
gekündigt, und zwar durch ein neues bzw. erneutes Anschreiben an die Soforthilfe-
empfänger; dabei sind für das neue Verfahren Angabe gemäß mehrere Verbesserun-
gen vorgesehen:

–   Personalkosten sind jetzt als Vorleistungsaufwand von Einnahmen absetzbar
–   gestundete Zahlungen (z. B. Miet-, Pacht- oder Leasingraten), die innerhalb des 

Förderzeitraums angefallen wären, können nun ebenfalls angerechnet werden, 
wenn sie grundsätzlich abzugsfähig sind

–   zeitverzögerte Zahlungseingänge können auf den Zeitpunkt der Leistungserbrin-
gung abgestellt werden

–   hohe Einmalzahlungen werden bei Eingang im Förderzeitraum anteilig berücksichtigt

Laut Wirtschaftsministerium NRW wird die genaue Ausgestaltung dieser Punkte derzeit 
noch zwischen dem Bund und den Ländern besprochen.

Dem Vernehmen nach aber soll das Rückmeldeverfahren im September/Oktober wie-
der aufgenommen werden. Die Rückmeldefrist wird mit 30. November 2020 datiert, 
und eventuelle Rückzahlungen sollen bis zum 31. März 2021 erfolgen müssen.

Mit freundlichen Grüßen

Bernd Kubak
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
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  Termine Oktober 2020 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. 

Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit 
erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 
Lastschriftverfahren. 

Bei allen Krankenkassen gilt ein einheit-
licher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen der jeweiligen 
Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeits- 
tage vor Fälligkeit (d. h. am 26.10.2020,  
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderhei-
ten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu 
beachten. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten 
die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn 
Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 12.10.20202 15.10.2020 07.09.2020

 10.12.2020 14.12.2020 07.12.2020

 10.12.2020 14.12.2020 07.12.2020

 12.10.20204 15.10.2020 12.10.2020

 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 28.10.2020 entfällt entfällt

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Mehrwertsteuerabsenkung: Für   
  abschreibbare Wirtschaftsgüter   
  neue Grenze beachten!  

Arbeitsmittel, die mehrere Jahre beruflich 
genutzt werden, können dennoch vollstän- 
dig im Jahr der Anschaffung als Werbungs-
kosten geltend gemacht werden, wenn sie 
unterhalb eines bestimmten Grenzbetrages 
bleiben. Dabei handelt es sich um einen 
Bruttobetrag, seit 2018: 800 Euro plus 
Umsatzsteuer. 
Für Anschaffungen ab dem 01.07.2020 bis 
zum 31.12.2020 gilt jedoch der verringerte 
Umsatzsteuersatz von 16 Prozent. Daher 
sinkt in dieser Zeit die Grenze für die Ab- 
schreibung sog. geringwertiger Wirtschafts-
güter von 952 auf 928 Euro. Die Regelung 
gilt nicht nur für Unternehmer, sondern 
auch für Arbeitnehmer und Vermieter. Für 
die Anwendung des Umsatzsteuersatzes 
ist der Leistungszeitpunkt maßgeblich. 
Wenn ein Steuerpflichtiger z. B. im Juni 
2020 einen Computer für 950 Euro bestellt 
hat, aber die Lieferung erst im Juli 2020 
erfolgt, muss der Computer über die ge- 
wöhnliche Nutzungsdauer von drei Jahren 
abgeschrieben werden, denn der Bruttobe-
trag übersteigt die Grenze von 928 Euro. 
Wäre die Lieferung noch im Juni 2020 
erfolgt, wären die Anschaffungskosten 
sofort in voller Höhe als Werbungskosten 
abzugsfähig gewesen.

  Versteuerung von Essenszuschüs-   
  sen in Form von „R.-Restaurant-   
  schecks“  

Eine Gesellschaft Bürgerlichen Rechts 
(GbR), beschäftigte bis zu 21 Mitarbeiter. 
Unter anderem übergab sie an ihre Arbeit- 
nehmer sog. R.-Restaurantschecks. Die 
Restaurantschecks wurden mit dem amt- 
lichen Sachbezugswert bewertet und 
pauschal versteuert. Die GbR verwies auf 
die Anweisung der Oberfinanzdirektion 
(OFD) Nordrhein-Westfalen. In ihrer Anwei- 
sung zum Thema „Gehaltsumwandlung; 
Nettolohnoptimierung durch steuerfreie 
und pauschalbesteuerte Arbeitergeberleis-
tung“ gehe die OFD von einer zulässigen 
Steuervergünstigung aus.
Die Klage der GbR hatte vor dem Finanzge-

richt Sachsen-Anhalt Erfolg. Nach Auffas- 
sung des Gerichts dient die Ausgabe der 
Restaurantschecks der Verpflegung der 
Arbeitnehmer. D. h., sie sei mit einer 
Mahlzeitengestellung durch den Arbeitge-
ber im Wesentlichen vergleichbar und 
daher mit dem amtlichen Sachbezugswert 
anzusetzen (Finanzgericht Sachsen-An-
halt, Urteil 2 K 768/16 vom 14.11.2019).

  Anrechnung der Gewerbesteuer   
  auf die Einkommensteuer  

Die auf die Einkünfte entfallende Einkom-
mensteuer nach der Tabelle wird dann ver- 
ringert, wenn darin Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb enthalten sind und hierauf 
Gewerbesteuer zu entrichten ist. Die 
geschuldete Gewerbesteuer wird aber nicht 
voll angerechnet, sondern nur begrenzt 
durch zwei Schranken.
1. Grenze: Der Anrechnungsbetrag kann 
höchstens das 3,8-fache des festgesetzten 
Gewerbesteuermessbetrags ausmachen. 
Außerdem gilt hier die tatsächlich fest- 
gesetzte Gewerbesteuer als weiterer 
Höchstwert.
2. Grenze: Von der Summe aller positiven 
Einkünfte ist der darin enthaltene Anteil an 
den Einkünften aus Gewerbebetrieb zu 
ermitteln. Dieser Anteil, bezogen auf die 
tarifliche Einkommensteuer, kann höchs- 
tens gekürzt werden.
Bei dem Mitunternehmer einer gewerbli-
chen Personengesellschaft wird der Höchst-
betrag aus seinem Anteil am Gewerbesteu-
ermessbetrag der Gesellschaft errechnet. 
Maßstab für den Anteil ist die Beteiligung 
der Gesellschafter am Gewinn ohne Vorweg-
gewinne, Tätigkeitsvergütungen, Zinsen an 
Gesellschafter und Ergebnisse aus einem 
Sonderbetriebsvermögen. Dies wirkt sich 
insbesondere für den geschäftsführenden 
Gesellschafter mit entsprechender Vergü- 
tung negativ aus.
Beteiligt an der Aufteilung sind nur Gesell- 
schafter, die am Ende des Kalenderjahres 
noch Mitglieder der Gesellschaft sind. Im 
Laufe des Jahres ausgeschiedene Gesell-
schafter erhalten damit keinen Anrech-
nungsbetrag. Ein neu eintretender Gesell- 
schafter ist dagegen mit seiner Quote am 
Restgewinn am Gewerbesteuermessbetrag 

beteiligt, unabhängig davon, wann er in 
die Gesellschaft eingetreten ist.

Hinweis
Im Zuge der gesetzlich eingeführten Ver- 
günstigungen zur Bekämpfung der wirt- 
schaftlichen Folgen der Corona-Pandemie 
ist der Anrechnungsfaktor ab 2020 auf 4,0 
erhöht worden.

  Zum Vorsteuerabzug für Badreno-   
  vierung eines an den Arbeitgeber   
  vermieteten Home-Office  

Die Kläger waren zu jeweils 50 % Eigentü-
mer eines Zweifamilienhauses, das sie im 
Obergeschoss selbst bewohnten. Eine 
Einliegerwohnung mit Büro, Besprechungs-
raum, Küche sowie Bad/WC im Erdgeschoss 
vermieteten sie als Home-Office des 
Klägers umsatzsteuerpflichtig an dessen 
Arbeitgeber. Die Kläger renovierten das 
Home-Office und bezogen hierfür Hand-
werkerleistungen, von denen 25.780 Euro 
auf die Badezimmerrenovierung entfielen. 
Die hierauf entfallende Umsatzsteuer 
machten sie im Rahmen ihrer Umsatzsteu-
ererklärung als Vorsteuer geltend. Das 
Finanzamt ordnete die Aufwendungen für 
das Badezimmer dem privaten Bereich zu 
und erkannte die hierauf entfallenden 
Vorsteuerbeträge nicht an. 
Die Klage vor dem Bundesfinanzhof hatte 
keinen Erfolg. Die für Renovierungsaufwen-
dungen in Rechnung gestellte Umsatzsteu-
er könne für beruflich genutzte Büros und 
auch für Sanitärräume als Vorsteuer steuer-
mindernd geltend gemacht werden. Vom 
Abzug dagegen ausgeschlossen seien 
Aufwendungen für ein mit Dusche und 
Badewanne ausgestattetes Badezimmer 
(Bundesfinanzhof, Urteil V R 1/18 vom 
07.05.2020).

  Postalische Erreichbarkeit des  
  Rechnungsausstellers sowie   
  Identität von Rechnungsaus-   
  steller und Leistungserbringer  

Das Bundesfinanzministerium hat mit 
einem Schreiben auf die geänderte Recht- 
sprechung des Bundesfinanzhofs zur posta-
lischen Erreichbarkeit des Rechnungsaus-
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stellers sowie zur Identität von Rechnungs-
aussteller und Leistungserbringer reagiert.
Der Bundesfinanzhof hat in mehreren Urtei-
len, in Änderung seiner vorherigen Recht- 
sprechung entschieden, dass eine zum 
Vorsteuerabzug berechtigende Rechnung 
nicht voraussetzt, dass die wirtschaftliche 
Tätigkeit des leistenden Unternehmers 
unter der Anschrift ausgeübt wird, die in 
der von ihm ausgestellten Rechnung 
angegeben ist. Vielmehr reiche jede Art 
von Anschrift, einschließlich einer Brief- 
kastenanschrift, aus, sofern der Unter-
nehmer unter dieser Anschrift erreichbar 
ist. Der Bundesfinanzhof habe diese Aus- 
sage dahingehend präzisiert, dass für die 
Prüfung des Rechnungsmerkmals „voll-
ständige Anschrift“ der Zeitpunkt der 
Rechnungsausstellung maßgeblich ist. Die 
Feststellungslast für die postalische Erreich-
barkeit zu diesem Zeitpunkt treffe den den 
Vorsteuerabzug begehrenden Leistungs-
empfänger.
Weiterhin habe der Bundesfinanzhof ent- 
schieden, dass für die Berechtigung zum 
Vorsteuerabzug eine Identität von Rech- 
nungsaussteller und leistendem Unterneh-
mer erforderlich sei. Dies sei die Voraus-
setzung dafür, dass die Steuerverwaltungen 
die Entrichtung der geschuldeten Steuer 
und das Bestehen des Vorsteuerabzugs-
rechts kontrollieren könnten (Bundesfinanz-
hof, Urteil XI R 22/14 vom 05.12.2018, V R 
47/16 vom 14.02.2019; Bundesfinanzminis-
terium, Schreiben (koordinierter Länderer-
lass) III C 2 - S-7280-a / 19 / 10001 : 001 
vom 13.07.2020).

  Anspruch auf Kindergeld endet   
  bei Nichtantritt zur letztmaligen   
  Prüfung  

Wegen des Nichterscheinens zur Prüfung 
verlor der Sohn einer Kindergeldempfänge-
rin seinen Prüfungsanspruch in seinem 
Studiengang. Der zuständige Prüfungsaus-
schuss stellte den endgültigen Verlust des 
Prüfungsanspruchs fest. Nach vorheriger 
Anhörung wurde der Sohn mit Bescheid 
vom 05.05.2015 exmatrikuliert. Die Familien-
kasse hob für den Monat März 2015 die 
Kindergeldfestsetzung auf, weil der Sohn 
bereits exmatrikuliert gewesen sei. Die 

Mutter ist der Meinung, es komme für das 
Ende der Berufsausbildung auf den Zeit- 
punkt an, zu welchem die Exmatrikulation 
wirksam geworden sei.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass im 
Streitmonat März 2015 kein Anspruch auf 
Kindergeld mehr bestand, da der Sohn 
nicht mehr für einen Beruf ausgebildet 
wurde. Die Hochschulausbildung sei 
grundsätzlich Ausbildungsmaßnahme, 
wenn und solange der Sohn im In- oder 
Ausland als ordentlicher Studierender 
immatrikuliert sei. Allerdings komme es 
allein auf eine formelle Immatrikulation 
beim Fehlen der ernsthaften und nachhal-
tigen Ausbildungsbemühungen nicht an. 
Soweit Anhaltspunkte dafür bestehen 
würden, dass das Kind seinem gewählten 
Ausbildungsgang nicht ernsthaft und 
hinreichend nachgeht, indem etwa nur 
eine „Pro-forma-Immatrikulation“ besteht, 
liege keine Berufsausbildung vor. Zu einer 
ernsthaften und nachhaltigen Hochschul-
ausbildung gehöre auch die Teilnahme an 
den für die Erlangung der angestrebten 
beruflichen Qualifikation erforderlichen 
Prüfungen (Bundesfinanzhof, Urteil III R 
65/18 vom 27.11.2019).

  Selbst genutztes Eigenheim:   
  Prozesskosten wegen Baumän-   
  geln keine außergewöhnlichen   
  Belastungen  

Ein Ehepaar beauftragte im Oktober 2015 
ein Massivbau-Unternehmen mit der Errich-
tung eines Zweifamilienhauses mit Unter- 
kellerung auf einem in ihrem Eigentum 
stehenden Grundstück. Wegen gravieren-
der Planungs- und Ausführungsfehler ging 
das Ehepaar gegen das Bauunternehmen 
gerichtlich vor und zahlte allein im Jahr 
2017 Gerichts- und Rechtsanwaltskosten 
von rund 13.700 Euro. 2018 wurde über 
das Vermögen des Bauunternehmens das 
Insolvenzverfahren eröffnet. Das Ehepaar 
machte in seiner Einkommensteuererklä-
rung für 2017 u. a. die ihm entstandenen 
Prozesskosten als außergewöhnliche Belas-
tungen geltend und wies auf seine extrem 
angespannte finanzielle Situation hin.
Das beklagte Finanzamt und auch das 
Finanzgericht Rheinland-Pfalz lehnten die 

beantragte Steuerermäßigung ab. Die An- 
sprüche, die die Kläger mit den Gerichts-
verfahren verfolgt hätten, hätten zwar ihr 
zukünftiges Eigenheim betroffen und seien 
für sie von erheblicher wirtschaftlicher 
Bedeutung gewesen. Jedoch habe für die 
Eheleute zu keiner Zeit die Gefahr bestan- 
den, die Existenzgrundlage zu verlieren 
oder die lebensnotwendigen Bedürfnisse 
nicht mehr befriedigen zu können. Beide 
seien erwerbstätig gewesen und hätten 
eine ihrem Wohnbedürfnis entsprechende 
Mietwohnung bewohnt. Das Baugrund-
stück sei nicht lebensnotwendig gewesen. 
Es hätte notfalls verkauft werden können. 
Des Weiteren seien die Aufwendungen 
auch nicht außergewöhnlich. Der Erwerb 
eines Eigenheims berühre typischerweise 
das Existenzminimum nicht und erscheine 
deshalb steuerlich als Vorgang der norma- 
len Lebensführung. Auch seien Baumängel 
nicht unüblich, sodass entsprechende 
Prozesskosten wegen solcher Mängel 
ebenfalls nicht als außergewöhnliche 
Belastungen geltend gemacht werden 
könnten. Zudem sei auch der Bundesfinanz-
hof der Auffassung, dass Prozesskosten 
wegen Baumängeln am selbst genutzten 
Einfamilienhaus keine außergewöhnlichen 
Belastungen darstellen (Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz, Urteil 3 K 2036/19).

  Abzug als außergewöhnliche   
  Belastungen für besondere   
  Kosten des eigenen Wohnhauses  

Eine besondere Vorschrift im Einkommen-
steuergesetz (EStG) sieht den Abzug von 
größeren Aufwendungen vor, die einem 
Steuerpflichtigen zwangsläufig erwachsen 
und denen er sich aus rechtlichen, tatsäch-
lichen oder sittlichen Gründen nicht 
entziehen kann. Nach der dazu ergange-
nen steuerlichen Rechtsprechung fallen 
darunter insbesondere nicht von einer 
Versicherung getragene Krankheitskosten, 
Schadensbeseitigungskosten nach Natur- 
katastrophen und auch Lösegeldzahlungen 
aufgrund von Erpressungen.
Im Zusammenhang mit dem selbst bewohn-
ten Haus/der Eigentumswohnung sind 
auch Kosten für die Beseitigung von 
Wasserschäden, wenn kein Verschulden 
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des Eigentümers vorliegt, oder die Besei- 
tigung von Hausschwamm von den Gerich-
ten als außergewöhnliche Belastung 
anerkannt worden. Weiter sind Kosten für 
den Einbau eines Treppenlifts berücksich-
tigt worden und auch der behindertenge-
eignete und rollstuhlgerechte Umbau des 
Eingangs und eines Badezimmers, wenn 
dies medizinisch indiziert ist.
Dagegen sind erhebliche Kosten zur Besei- 
tigung von „Mardertoiletten“ (7 Stück, Kos-
ten ca. 47.000 Euro) vom Finanzgericht 
nicht anerkannt worden. Das gleiche gilt 
auch für Prozesskosten, die für Prozesse 
gegen Bauunternehmen wegen Schlecht-
leistung angefallen sind, weil durch diese 
Kosten die Existenzgrundlage der Bauher-
ren nicht gefährdet war (s. o.). Das Gericht 
hatte dabei aber nicht geprüft, ob die Pro- 
zesskosten zusammen mit der weiterlau-
fenden Miete für eine Wohnung und die 
Abtragung der Verbindlichkeiten für die 
Herstellungskosten eine Existenzgefähr-
dung zur Folge haben könnte. Wobei die 
Tilgung der Hausverbindlichkeiten natür- 
lich nur als Vermögensumschichtung, 
nicht als Belastung anzusehen ist.

  Keine Doppelberücksichtigung   
  von einmaligem Aufwand  

Im Streitfall wurden im Jahr 2008 ange-
schaffte und in 2009 bezahlte Klimageräte 
versehentlich doppelt erfasst. Zunächst 
wurden diese im Zahlungsjahr als sofort 
abzugsfähige Werbungskosten berücksich-
tigt und zusätzlich im Wege der Absetzung 
für Abnutzung (AfA) beginnend ab Anschaf-
fung in 2008. Zwar wurde der Fehler durch 
eine Betriebsprüfung festgestellt. Die Strei-
chung des sofort abzugsfähigen Erhaltungs-
aufwandes unterblieb jedoch. Mittlerweile 
konnte der Sofortabzug des Erhaltungsauf-
wandes nicht mehr rückgängig gemacht 
werden, da das Jahr 2009 feststellungsver-
jährt ist. Die Klägerin (eine Gesellschaft 
des Bürgerlichen Rechts - GbR) begehrte 
für die Folgejahre nun trotz des nicht geän- 
derten Sofortabzugs die Berücksichtigung 
der weiteren Abschreibung. Mit der Klage 
hatte sie in erster Instanz keinen Erfolg.
Der Bundesfinanzhof wies die Revision der 
Klägerin ab. Die Vorinstanz - das Finanzge-

richt Düsseldorf - habe die Gewährung von 
Werbungskosten in Form von AfA für das 
Streitjahr zu Recht abgelehnt. Durch die 
Geltendmachung der AfA und die gleich-
zeitige Berücksichtigung der vollständigen 
Netto-Anschaffungskosten als sofort abzieh-
bare Werbungskosten (Erhaltungsaufwand) 
habe die Klägerin ihr AfA-Volumen für die 
Klimageräte vollständig verbraucht, so der 
Bundesfinanzhof (Bundesfinanzhof, Urteil 
IX R 14/19 vom 28.04.2020).

  Besteuerung des Pflichtteils bei   
  der Erbschaftsteuer  

Als Pflichtteil wird im Erbrecht ein Geld- 
anspruch bezeichnet, der sich gegen den 
oder die Erben eines Verstorbenen richtet. 
Anspruch auf den Pflichtteil haben Abkömm-
linge, Ehegatten oder evtl. auch Eltern, 
wenn sie testamentarisch vom Erbe 
ausgeschlossen werden. Ein Pflichtteilan-
spruch besteht auch dann, wenn der durch 
Testament zugewiesene Erbanspruch 
geringer ist, als der gesetzliche Anspruch. 
Der Pflichtteil bemisst sich nach der Hälfte 
des gesetzlichen Erbanspruchs.
Die Erbschaftsteuer für den Pflichtteilbe-
rechtigten entsteht erst dann, wenn er den 
Pflichtteil geltend macht, nicht bereits mit 
dem Tod des Erblassers. Die Bemessung 
des Pflichtanspruchs erfolgt nach den zivil-
rechtlichen Bewertungsregeln, d. h. auch 
der Pflichtteilberechtigte hat einen Geld- 
anspruch. Die Verschonungsregeln für 
Betriebsvermögen oder andere sachliche 
Freibeträge (wie z. B. Hausratsgegenstände, 
Familienheim, Abschlag für Denkmäler) 
können daher auf den Pflichtteilanspruch 
nicht angewendet werden.
Der Pflichtteilberechtigte hat daher häufig 
eine höhere Erbschaftsteuer zu leisten als 
ein Erbe bei wertmäßig dem gleichen Erwerb.
 Auch dem Pflichtteilberechtigten stehen 
aber die persönlichen Freibeträge und die 
Steuerklasse entsprechend dem Verwandt-
schaftsverhältnis zum Erblasser zu.
Der oder die Erben können von Ihrem 
Erwerb die geltend gemachten Pflicht-
teilansprüche als Nachlassverbindlichkei-
ten abziehen. Nach der neueren Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofes kann 
der volle Betrag abgezogen werden, auch 

wenn das Vermögen teilweise nicht 
angesetzt werden muss.

  Umsatzsteuer; Vergabe der   
  USt-IdNr (BZSt)  

Da vermehrt Anträge auf Vergabe einer 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer bzw. 
Mitteilung der dazu gespeicherten Daten 
eingehen, weist das Bundeszentralamt für 
Steuern (BZSt) darauf hin, dass die 
Vergabe der USt-IdNr. gem. § 27a Abs. 1 
Satz 4 UStG  ausschließlich auf schriftli-
chen Antrag  erfolgt. Dies gilt auch für 
allgemeine Fragen zur Vergabe bzw. zu 
allen Fragen bzgl. der gespeicherten Daten 
oder der Eintragung von Euroadressen.
Hierzu führt das BZSt weiter aus:
Der Antrag muss folgende Informationen 
enthalten:
■   Name und Anschrift der Antragstellerin 

oder des Antragstellers,
■   Finanzamt, bei dem das Unternehmen 

geführt wird,
■   Steuernummer, unter der das Unterneh-

men geführt wird.

Der Antrag kann über das Kontaktformular 
zum Thema „Vergabe der USt-IdNr.“ 
gestellt werden. Bitte teilen Sie uns in dem 
Formular auch Ihre Telefon- und Telefax-
nummer mit, um die Klärung eventueller 
Rückfragen zu beschleunigen.
Voraussetzung für eine erfolgreiche Bear- 
beitung des Antrags ist, dass Sie als Unter- 
nehmer bei Ihrem zuständigen Finanzamt 
umsatzsteuerlich geführt werden und dem 
BZSt diese Daten bereits übermittelt wurden.
Eine Bearbeitung des Antrags erfolgt in der 
Regel innerhalb von 48 Stunden.
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  Betriebsvermögen kann auch   
  ohne Missbrauchsabsicht begüns-    
  tigungsschädliches „junges Ver-   
  waltungsvermögen“ sein  

Hat ein Betrieb binnen zweier Jahre vor 
einem Erbfall oder einer Schenkung Ver- 
waltungsvermögen aus Eigenmitteln 
erworben oder umgeschichtet, fällt inso- 
weit die erbschaft- und schenkungsteuer-
rechtliche Begünstigung des Betriebsver-
mögens fort. Das hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) für Erbschaften und Schenkungen in 
den Jahren 2007 und 2010 bis 2012 mit 
fünf Urteilen vom 22.01.2020 (II R 8/18, II 
R 13/18, II R 18/18, II R 21/18 und II R 
41/18) entschieden.
Die Erbschaft- und Schenkungsteuer kennt 
Begünstigungen für den Erwerb von Betriebs-
vermögen, die das Produktivvermögen 
schützen sollen. Besonderen Regelungen 
unterliegt das sog. Verwaltungsvermögen, 
zu dem u.a. Wertpapiere gehören. Verwal- 
tungsvermögen, das dem Betrieb im Zeit- 
punkt von Erbfall oder Schenkung weniger 
als zwei Jahre zuzurechnen war (junges 
Verwaltungsvermögen), ist von der Begün- 
stigung ausgenommen. Das soll Missbrauch 
verhindern. Andernfalls könnte etwa Privat-
vermögen kurzfristig in den Betrieb ein- 
gelegt werden, um es an der Begünstigung 
für das Betriebsvermögen teilhaben zu 
lassen.
Die Kläger waren der Auffassung, dass der 
Begünstigungsausschluss nicht für solche 
Wirtschaftsgüter des Verwaltungsvermögens 
gilt, die ohne erkennbare Missbrauchsab-
sicht innerhalb der Zwei-Jahres-Frist aus 
anderweit liquiden Mitteln des Betriebs 
oder sogar im Rahmen einer reinen 
Umschichtung gleichartiger Wirtschaftsgü-
ter angeschafft worden waren. Die jeweils 
von den Klägern angerufenen Finanzge-
richte teilten deren Auffassung nicht und 
wiesen die Klagen ab.
Der BFH bestätigte die Urteile der Finanz-
gerichte. Er hat ebenfalls im Hinblick auf 
die gesetzliche Typisierung eine Miss-
brauchsprüfung im Einzelfall nicht zuge- 
lassen. Maßgebend ist deshalb allein, ob 
das einzelne Wirtschaftsgut des Verwal-
tungsvermögens, so auch das einzelne 
Wertpapier, tatsächlich innerhalb der Frist 

dem Betriebsvermögen zugeführt wurde. 
Es kommt nicht darauf an, ob dies ein Ein- 
lage- oder Anschaffungsvorgang war, wie 
die Anschaffung finanziert wurde und wel- 
che Zielsetzung dem Vorgang zugrunde lag.
Die Entscheidungen sind zu Rechtsvor-
schriften ergangen, die nach dem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
17.12.2014 (1 BvL 21/12) mit der Verfassung 
wegen Verstoßes gegen den Gleichheits-
satz unvereinbar, aber bis zum 30.06.2016 
weiter anzuwenden waren. Das anschlie-
ßend in Kraft getretene Recht enthält zum 
Verwaltungsvermögen eine Reihe detail-
lierter Neuerungen.

  Wahlkampfkosten steuerlich   
  nicht abziehbar  

Mit Urteil vom 10.12.2019 – IX R 32/17 hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, 
dass erfolglose Bewerber um ein Mandat 
im Europäischen Parlament ihre Wahl-
kampfkosten steuerlich nicht abziehen 
können.
Die Klägerin nahm als Kandidatin auf der 
Liste ihrer Partei zur Europawahl teil. Da 
der Listenplatz nach dem Wahlergebnis 
nicht für ein Mandat im Parlament aus- 
reichte, erhielt sie die Position eines Nach- 
rückers für den Fall des Ausscheidens eines 
der gewählten Abgeordneten ihrer Partei.  
Im Rahmen ihrer Einkommensteuererklä-
rung machte die Klägerin im Zusammen-
hang mit ihrer Kandidatur entstandene 
Kosten für Fahrten mit dem eigenen PKW, 
Übernachtungen, Verpflegungsmehrauf-
wand, Arbeitsmittel, Umzugskosten sowie 
Aufwendungen für doppelte Haushaltsfüh-
rung, Telefon und Internet als Werbungs-
kosten bei den sonstigen Einkünften gel- 
tend. Das Finanzamt und nachfolgend 
auch das Finanzgericht lehnten eine 
Berücksichtigung als Werbungskosten ab.
Der BFH hat die von der Klägerin aufge-
wandten Kosten als Wahlkampfkosten 
eingeordnet und den Abzug als Werbungs-
kosten ebenfalls abgelehnt. Nach der 
einschlägigen Regelung im Einkommen-
steuergesetz (§ 22 Nr. 4 Satz 3 EStG) 
dürfen Wahlkampfkosten zur Erlangung 
eines Mandats im Bundestag, im Europäi-
schen Parlament oder im Parlament eines 

Landes nicht als Werbungskosten abge- 
zogen werden. Dies gilt unabhängig davon, 
ob die Kandidatur erfolgreich war oder 
nicht. Zu den Wahlkampfkosten zählen alle 
Aufwendungen, die zur Erlangung oder 
Wiedererlangung eines Mandats getätigt 
werden. Dies gilt auch für die Kosten zur 
Erlangung des Kandidatenstatus, die 
organisatorische Vorbereitung als Kandi- 
datin sowie die Aufwendungen im Zusam- 
menhang mit dem  Nachrückerstatus.
Der Gesetzgeber hat von der steuerlichen 
Berücksichtigung der Wahlkampfkosten 
u.a. deshalb abgesehen, weil der Steuer-
vorteil je nach Höhe des individuellen 
Einkommens unterschiedlich hoch aus- 
fallen würde und dadurch der Grundsatz 
der Chancengleichheit aller Wahlbewerber 
beeinträchtigt wäre. Den Parteien wird 
stattdessen bei Erreichen bestimmter 
Stimmenanteile pauschal eine steuerfreie 
Wahlkampfkostenerstattung gezahlt. Diese 
Erstattung kommt auch den Wahlbewer-
bern der Parteien zugute (BFH-Urteil IX R 
32/17 vom 10.12.2019).
 
  Supermarkt-Rabattmodell   
  „Mitgliedschaft“ unterliegt   
  umsatzsteuerrechtlich dem   
  Regelsteuersatz  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschie-
den, dass die entgeltliche Einräumung 
einer Berechtigung zum verbilligten Waren- 
bezug (in Form einer „Mitgliedschaft“) 
umsatzsteuerrechtlich eine selbständige 
Leistung und nicht nur eine Nebenleistung 
zum späteren Warenverkauf darstellt. Auch 
wenn der Supermarkt Waren verkauft, die 
sowohl dem Regelsteuersatz (19%) als 
auch dem ermäßigten Steuersatz (7%) 
unterliegen, ist auf den Mitgliedsbeitrag 
der Regelsteuersatz anzuwenden.
Die Klägerin betrieb im Jahr 2010 mehrere 
Bio-Supermärkte in einer deutschen Groß- 
stadt unter einer gemeinsamen Dachmarke. 
In den Märkten konnten Kunden entweder 
die Waren zum Normalpreis oder verbilligt 
als „Mitglied“ einkaufen. Für die „Mitglied-
schaft“ zahlten die Kunden einen monatli-
chen festen Beitrag (je nach Einkommen 
und Familienstand zwischen ca. 10 € und 
ca. 20 €).
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Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

Die Klägerin ging davon aus, dass der Mit- 
gliedsbeitrag ein Entgelt für die späteren Wa-
renverkäufe sei. Die Einräumung der Rabatt-
berechtigung sei als notwendiger Zwischen-
schritt des Warenverkaufs anzusehen und 
damit eine Nebenleistung. Da die rabat-
tierten Warenlieferungen zu über 81% dem 
ermäßigten Steuersatz unterlagen (z.B. für 
Lebensmittelverkäufe), teilte die Klägerin 
auch die Mitgliedsbeiträge entsprechend 
nach beiden Steuersätzen auf. Finanzamt 
und Finanzgericht hingegen gingen davon 
aus, dass die eingeräumte Rabattberechti-
gung als selbständige Leistung in vollem 
Umfang dem Regelsteuersatz unterliege.
Diese Auffassung hat der BFH bestätigt: 
Soweit die Zahlung für die Bereitschaft der 
Klägerin gezahlt worden sei, Waren verbil- 
ligt zu liefern, habe die Klägerin eine selb- 
ständige Leistung erbracht, an der die 
Kunden ein gesondertes Interesse gehabt 
hätten. Ein monatlicher pauschaler Mit- 
gliedsbeitrag sei insbesondere keine 
Anzahlung auf künftige Warenlieferungen, 
da das „Ob und Wie“ der künftigen 
Lieferungen bei Abschluss der „Mitglied-
schaft“ nicht hinreichend bestimmt sei.
Das Urteil des BFH hat wirtschaftlich zur 
Folge, dass sich die Kosten des Super-
marktbetreibers für das von ihm angebote-
ne Rabattmodell erhöhen. Der Verbraucher 
ist nicht unmittelbar betroffen. Keine Aus- 
sage hat der BFH zu anderen Rabatt-Mo-
dellen getroffen, bei denen z. B. der Mit- 
gliedsbeitrag vom Umsatz des Kunden 
abhängt oder mit dem Kaufpreis der Waren 
verrechnet wird. Auch musste der BFH nicht 
entscheiden, ob der Fall anders zu beur- 
teilen gewesen wäre, wenn sich der Rabatt 
nur auf Waren bezogen hätte, die dem 
ermäßigten Steuersatz von 7% unterliegen 
(BFH-Urteil XI R 21/18 vom 18.12.2019).

  Steuerliche Behandlung der Kos-   
  ten der Implementierung einer   
  TSE bei Registerkassen  

Das BMF hat ein Schreiben zur steuerlichen 
Behandlung der Kosten der erstmaligen 
Implementierung einer zertifizierten tech- 
nischen Sicherheitseinrichtung veröffent-
licht (BMF, Schreiben v. 21.8.2020 – IV A 4 
– S 0316 -a/19/10006 :007).

Hintergrund: Durch das Gesetz zum Schutz 
vor Manipulationen an digitalen Grundauf-
zeichnungen vom 22.12.2016 ist § 146a AO 
eingeführt worden, wonach seit dem 
1.1.2020 die Pflicht besteht, dass jedes 
eingesetzte elektronische Aufzeichnungs-
system i. S. des § 146a Abs. 1 Satz 1 AO  
i. V. m. § 1 Satz 1 KassenSichV sowie die da-
mit zu führenden digitalen Aufzeichnungen 
durch eine zertifizierte technische Sicher- 
heitseinrichtung (TSE) zu schützen sind.
Zur Frage der steuerlichen Behandlung der 
Kosten der Implementierung von TSE und 
der einheitlichen digitalen Schnittstelle 
nach § 4 KassenSichV gilt Folgendes:

1. TSE:
Die aus einem Sicherheitsmodul, einem 
Speichermedium und einer einheitlichen 
digitalen Schnittstelle bestehenden TSE 
werden in verschiedenen Ausführungen  
angeboten. Das Sicherheitsmodul gibt der 
TSE dabei ihr Gepräge. Zu den TSE-Ausfüh-
rungen gehören z. B. USB-Sticks oder 
(micro)SD-Karten.
Eine TSE stellt sowohl in Verbindung mit 
einem Konnektor als auch als USB-Stick, 
(micro)SD-Card u. ä. ein selbständiges 
Wirtschaftsgut dar, das aber nicht 
selbständig nutzbar ist. Die Aufwendun-
gen für die Anschaffung der TSE sind daher 
zu aktivieren und über die betriebsge-
wöhnliche Nutzungsdauer von drei Jahren 
abzuschreiben. Ein Sofortabzug nach § 6 
Absatz 2 EStG oder die Bildung eines 
Sammelpostens nach § 6 Absatz 2a EStG 
scheiden mangels selbständiger Nutzbar-
keit aus.
Nur wenn die TSE direkt als Hardware fest 
eingebaut wird, geht ihre Eigenständigkeit 
als Wirtschaftsgut verloren. Die Aufwen-
dungen sind als nachträgliche Anschaf-
fungskosten des jeweiligen Wirtschafts-
guts zu aktivieren, in das die TSE 
eingebaut wurde, und über dessen 
Restnutzungsdauer abzuschreiben. 
Laufende Entgelte, die für sog. Cloud-
Lösungen zu entrichten sind, sind 
regelmäßig  sofort als Betriebsausgaben 
abziehbar.

2. Einheitliche digitale Schnittstelle:
Die einheitliche digitale Schnittstelle 

umfasst die Schnittstelle für die Anbindung 
der TSE an das elektronische Aufzeich-
nungssystem sowie die digitale Schnitt-
stelle der Finanzverwaltung für Kassensys-
teme (DSFinV-K).
Die Aufwendungen für die Implementierung 
der einheitlichen digitalen Schnittstelle 
sind Anschaffungsnebenkosten des Wirt- 
schaftsgutes „TSE“.

3. Vereinfachungsregelung:
Aus Vereinfachungsgründen wird es nicht 
beanstandet, wenn die Kosten für die 
nachträgliche erstmalige Ausrüstung 
bestehender Kassen oder Kassensysteme 
mit einer TSE und die Kosten für die 
erstmalige Implementierung der einheitli-
chen digitalen Schnittstelle eines 
bestehenden elektronischen Aufzeich-
nungssystems  in voller Höhe sofort als 
Betriebsausgaben  abgezogen werden.
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WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, PR- und Marketing-Referentin:
Telefon: +49 261 94 31 - 438
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE
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